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Seit 2012 beschäftigt sich ein internationaler
Arbeitskreis der Fritz-Thyssen-Stiftung mit
dem Thema „Menschenrechte im 20. Jahr-
hundert“. Dessen Mitglieder aus Geschichts-,
Politik- und Rechtswissenschaft luden vom
11. bis 13. Juni 2015 zu einem internationa-
len Workshop nach Köln ein, um über histo-
rische, politische und (völker-)rechtliche Di-
mensionen militärischer Interventionen frem-
der Staaten zum Schutz der Bevölkerung vor
Menschenrechtsverletzungen zu diskutieren.

Schon die Keynote Lecture von BRONWYN
LEEBAW (Riverside) betonte, wie vielgestal-
tig Gründe für humanitäre Interventionen so-
wie deren Charakter und Folgen waren und
sind. Besonders klar wurde deshalb in Lee-
baws Vortrag, dass sich analytisch fruchtba-
re Fragen immer für Deutungen, Aushand-
lungen, Semantiken und somit für die Spe-
zifika historischer Konstellationen interessie-
ren müssen. Bisher sei in der Forschung kaum
analysiert worden, auf welche Art und Wei-
se der Menschenrechtsdiskurs als Legitima-
tion für militärische Interventionen verwen-
det wurde und wann bzw. wie er tatsäch-
lich legitimierende Wirkung entfaltete. Lee-
baw selbst schlug vor, den Grautönen mit-
tels dreier Dimensionen nachzuspüren: „cha-
rity“, „justice“ and „alibi“. Einflussreich sei
zunächst die vermeintlich unpolitische barm-
herzige Hilfe für Menschen in Not gewe-
sen. Das International Committee of the Red
Cross (ICRC) habe als Institution stark dazu
beigetragen, diese Logik auch im Humanitä-
ren Völkerrecht zu verankern. In den 1990er-
Jahren habe sich dieses humanitäre Engage-
ment mit der Menschenrechtsbewegung ver-
knüpft. Ihr sei es nicht um kurzfristige Hil-
fe gegangen, sondern um die langfristige ju-
ristische Festschreibung der Verantwortung
von Staaten für die Einhaltung der Menschen-
rechte. Die Popularität beider Diskurse ha-

be schließlich dazu geführt, dass Regierun-
gen jegliche militärische Intervention als hu-
manitär zu begründen versuchten. Nur unter
Berücksichtigung aller drei Dimensionen, so
Leebaw, seien auch die Paradoxien humanitä-
rer Interventionen zu verstehen.

Im ersten Panel mit dem Titel „The Rise
of New Humanitarianism“ fragte zunächst
LASSE HEERTEN (Berkeley) nach der Bedeu-
tung des Biafra-Konflikts, der häufig als Ge-
burtsstunde des „Neuen Humanitarismus“
wahrgenommen und somit als Vorgeschich-
te des neuen Menschenrechtsregimes der spä-
ten 1990er-Jahre erzählt wird. Heerten zeich-
nete die zeitgenössische juristische Debatte
über internationales Recht, Souveränität und
Selbstbestimmung nach und zeigte, wie die-
se sich zunehmend mit moralischen Katego-
rien verband, die nicht zuletzt auf die „Leh-
ren“ des Holocaust verwiesen. In diesem Zu-
sammenhang entwickelten einige auf Men-
schenrechte spezialisierte Vertreter des Völ-
kerrechts erstmals das Konzept der humani-
tären Intervention – und scheinen somit Vor-
denker folgender Diskurse und Praktiken zu
sein. Heerten plädierte von seinem Fallbei-
spiel ausgehend jedoch für eine Geschichte
der longue durée, die sich nicht nur für die
nach dem Ende des Kalten Krieges formulier-
ten internationalen Politiken interessiert, son-
dern insbesondere für die Geschichte des Ko-
lonialismus, dessen Denkmuster – so die The-
se – bis heute nachwirken.

Anschließend ging JAN ECKEL (Freiburg)
dem Zusammenhang von „Interventionism
and Human Rights“ nach, mit Fokus auf der
Frage, welche Veränderungen das Ende des
Kalten Krieges bewirkte. Klar zu sehen sei,
dass sowohl in den 1970er- und 1980er-Jahren
als auch nach 1990 moralisch begründete Ein-
griffe in die innenpolitischen Angelegenhei-
ten fremder Staaten in das Repertoire der
westlichen Außenpolitik gehörten. Dennoch
plädierte Eckel dafür, die historische Spezifik
der 1990er- und frühen 2000er-Jahre aus drei
Gründen klar zu benennen: Erstens sei in die-
ser Phase eine neue internationale Machtba-
lance ausgehandelt worden. Zweitens sei der
UNO als legitimierender Institution eine zen-
trale Rolle selbst dann noch zugekommen, als
bereits deutlich war, dass sie selbst keine akti-
ve Verfechterin einer neuen Weltordnung sein
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würde. Drittens sei es nach dem Kalten Krieg
um Visionen eines globalen politischen Wan-
dels gegangen – bis die Kriege der USA in
Afghanistan und im Irak die Debatte radikal
umgekehrt hätten.

Mit rechtlichen Dimensionen des Themas
beschäftigte sich das Panel unter dem Titel
„Interventionism and the Humanization of
International Law“. GERD HANKEL (Ham-
burg) und MAX-OTTO BAUMANN (Heidel-
berg) wählten sehr unterschiedliche Heran-
gehensweisen, um jeweils die Durchsetzung
internationaler Rechtsnormen zu beschreiben
und zu problematisieren. In beiden Vorträ-
gen spielte das Konzept der „Responsibility
to Protect“ (R2P), 2005 von der UNO ange-
nommen, eine wichtige Rolle. Hankel inter-
pretierte es als Versuch, Individuen vor staat-
lichem Unrecht zu schützen und im Notfall
die Schutzpflicht des Staates gegenüber seiner
Bevölkerung wiederherzustellen. Dieser Ver-
such sei in der Praxis gescheitert, da sich nun
im Gegenteil intervenierende Staaten häu-
fig auf Menschenrechte beriefen, um jedwe-
de militärische Gewalt zu rechtfertigen. Bau-
mann ging das Thema gewissermaßen von
der anderen Seite an und schilderte die Rol-
le des „Global South“ in der Geschichte hu-
manitärer Interventionen. Für die Frage, ob
Konzepte wie R2P tatsächlich als internatio-
nale Norm gelten können, sei die gemein-
same Akzeptanz durch alle beteiligten Ak-
teure zentral. Anhand mehrerer Fallbeispie-
le, zeitlich beginnend mit den 1990er-Jahren,
beschrieb Baumann eine zweifache Reakti-
on nicht-„westlicher“ Länder auf humanitäre
Interventionen: Zum einen hätten sie durch
Kooperation als UNO-Mitgliedsstaaten, bei-
spielsweise in Somalia und Bosnien, politi-
sche Legitimität geschaffen. Zum anderen ha-
be ihre Kritik interventionistische Praktiken
zumindest teilweise infrage gestellt und so als
Korrektiv gedient. In Kommentar und Dis-
kussion wurde bekräftigt, dass von einer in-
ternationalen Norm nur die Rede sein könne,
wenn alle Akteure berücksichtigt würden, zu-
gleich wurde aber zu bedenken gegeben, dass
der „Global South“ kein eindeutiger Akteur
sei.

Besonders anregend für die Tagung war,
dass die Veranstalter das gewohnte The-
menspektrum ausweiteten und explizit nach

Akteursgruppen fragten, die von klassi-
schen politik- und rechtsgeschichtlichen Zu-
griffen oft beiseitegelassen werden. Dazu
gehören Geistes- und Sozialwissenschaftler
ebenso wie Intellektuelle und Medienvertre-
ter. In diesem Sinne beschäftigten sich die
Vortragenden auch mit ideengeschichtlichen
Konzepten. ELEANOR DAVEY (Manchester)
machte in ihrem Beitrag zur in Frankreich ver-
breiteten Denkfigur der „ingérence“ auf ei-
ne grundlegende Frage in der entsprechenden
Debatte aufmerksam: In welchem Verhältnis
zueinander stehen eigentlich Staatsbürger/in
und Staat? Für die französische Linke ha-
be sich diese Frage umso dringlicher gestellt,
als ihr das Konzept einer globalen Revolu-
tion zunehmend fragwürdig erschienen sei.
Unter anderem Bernard Kouchner habe nun
die Auffassung vertreten, es gebe „no good
and bad dead“, sodass es die ethische Pflicht
eines jeden Individuums sei, notleidenden
Menschen zu helfen. Michel Foucault leite-
te daraus die Forderung ab, dass Staatsbür-
ger/innen das Recht haben müssten, durch
das Engagement für Menschen in Not in die
internationale Politik einzugreifen. Mario Bet-
tati habe diesen Gedanken weitergeführt, in-
dem er es nicht nur als das Recht, sondern ge-
radezu als die Pflicht der Staaten selbst ver-
standen habe, im Fall von Menschenrechts-
verletzungen zu intervenieren. Auch diese
Debatten verwiesen wiederum rechtfertigend
auf vergangene Genozide. Die Erinnerung an
die Massaker in Armenien, an den Holocaust
sowie an die Genozide in Kambodscha und
Ruanda seien zu einem moralischen Impera-
tiv verdichtet worden. Mitterrand formulierte
1987 sogar öffentlich, Opfer hätten ein Recht
„to be cared for“. Wie Davey deutlich machte,
war diese Auffassung mitnichten unumstrit-
ten.

Auch JULIAN BOURG (Boston) bezog sich
in seinem Vortrag auf die französische Lin-
ke und diskutierte die Ideen der „Nouveaux
Philosophes“, die 1967/1977 von sich reden
machten. Auch Bourg betonte, dass der Men-
schenrechtsdiskurs in Frankreich erst ein-
flussreich werden konnte, nachdem sich die
Linke über den Umweg der Totalitarismuskri-
tik von marxistischen Revolutionskonzepten
verabschiedet hatte. Bernard Henri-Lévy, der
Namensgeber der sehr lockeren Gruppe, habe
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sich als „antibarbarian intellectual“ verstan-
den, der bis Mitte der 1980er-Jahre vermeint-
lich apolitische humanitäre Hilfsaktionen un-
terstützte. Gerade Lévys Werdegang macht
allerdings deutlich, wie eng Menschenrechts-
diskurse tatsächlich mit konkreter Politik ver-
knüpft sind – vermittelte er im Februar 2011
doch zwischen dem ihm persönlich bekann-
ten Nicholas Sarkozy und Vertretern der liby-
schen Rebellen, damit Frankreich den „war of
liberation“, so Lévys Worte, mit Waffengewalt
unterstütze.

Mit neokonservativen Debatten in den USA
beschäftigte sich der Vortrag von MARIA
RYAN (Nottingham). Sie plädierte vehement
dafür, neokonservative Denker in den USA
der 1990er- und 2000er-Jahre mit ihren zeitge-
nössischen Konzepten ernst zu nehmen, oh-
ne nachträglichen Umdeutungen oder Distan-
zierungen auf den Leim zu gehen. Dazu ge-
höre vor allem, die rhetorische Figur des Ex-
ports von Demokratie als solche wahrzuneh-
men und von der dahinterliegenden realpo-
litischen Strategie zu unterscheiden, wie dies
aus den Quellen selbst hervorgehe. In den mi-
litärischen und nicht-militärischen Interven-
tionen der amerikanischen Regierungen seit
dem Ende des Kalten Krieges sah Ryan den
Versuch, das „unipolar moment“ zu schüt-
zen, also die Vormachtstellung der USA in der
Weltpolitik zu festigen.

Auch ROBERT ALBRO (Washington) beob-
achtete in der Beteiligung amerikanischer So-
zialwissenschaftler an „US Military Operati-
ons Other than War“ handfeste Interessenpo-
litik beider Seiten. Die Anthropologie, auf die
Albro sich konzentrierte, habe in den 1990er-
Jahren eine schwere Krise erfahren und sich
in der Folge umgedeutet – anwendungsorien-
tierte Expertise habe sichtbar an Bedeutung
gewonnen. In militärische Operationen wie
beispielsweise den Schutz von Kulturgütern
habe sich die Anthropologie eingebracht, in-
dem sie „culture“ gleichsam als militärisches
Terrain verstanden habe, das sie dem Militär
lesbar machen könne. Das Militär wiederum
habe vom „zivilen“ Image solcher Einsätze
profitiert. Auf Nachfragen aus dem Plenum
hin konkretisierte Albro, dass ähnliche Versu-
che Kulturgüter zu schützen – unter anderem
bereits im Zweiten Weltkrieg – nicht gleicher-
maßen systematisch wissenschaftlich beglei-

tet worden seien.
Das letzte Panel interessierte sich schließ-

lich dafür, wie humanitäre Interventionen in
der (medialen) Öffentlichkeit kommuniziert
werden. MATTHIAS NASS (Hamburg) be-
richtete als studierter Historiker und Jour-
nalist über seine Erfahrungen mit den Men-
schenrechtsverletzungen von Halabja, Ruan-
da und Srebrenica. Naß reflektierte seine ei-
gene Rolle, indem er sich einer Generation
zuordnete, die anders als die älteren Kol-
leg/innen der Meinung gewesen sei, es sei
bürgerschaftliche Pflicht, auch über geogra-
phisch weit entfernte Ungerechtigkeiten en-
gagiert zu berichten. Die Mahnung „nie wie-
der Krieg“ habe sich auch in den Redak-
tionen nach Srebrenica tendenziell zu „nie
wieder Auschwitz“ gewandelt. Die Überzeu-
gung, humanitäre Interventionen seien sinn-
voll und machbar, sei dann mit den Kriegen
in Afghanistan und im Irak relativiert wor-
den, in denen der Schutz „westlicher“ Werte
im Sinne Leebaws als Alibi missbraucht wor-
den sei. R2P habe während eines kurzen Zeit-
fensters nach Beendigung des Kalten Krieges
funktionieren können, sei aber stets ein „west-
liches“ Konzept gewesen.

Mit journalistischer Arbeit hatte auch der
abschließende Vortrag von PATRICIA DA-
LEY (Oxford) zu tun; sie fügte den Überlegun-
gen aber eine weitere Dimension hinzu: Die
Beobachtung, dass die Berichterstattung, ins-
besondere wenn sie an das Engagement Pro-
minenter geknüpft ist, Konflikte häufig ent-
politisiere und paternalistische Vorstellungen
in den meisten Fällen perpetuiere. Insbeson-
dere machte Daley auf rassistische Stereotype
aufmerksam, die beispielsweise in der Kon-
struktion des „schwarzen Kontinents“ Afrika
nach wie vor lebendig seien. Die Kampagnen
von Prominenten trügen dazu bei, klischee-
hafte Bilder von Konflikten weiterzutragen.

Dem Workshop kam es sehr zugute, dass er
sich in viele Richtungen offen zeigte. Vertre-
ter/innen unterschiedlicher Disziplinen führ-
ten Forschungsfelder zusammen und bedach-
ten auf diese Art und Weise gängige Interpre-
tationen neu. Immer wieder wurden Zweifel
daran formuliert, dass das Ende des Kalten
Krieges Diskurse und Praktiken tatsächlich
einschneidend veränderte. Wiederholt wurde
deshalb für lange Bögen in der Darstellung
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plädiert, die in der Lage sind, unter anderem
Traditionen des Kolonialismus und Nachwir-
kungen von Zweitem Weltkrieg und Holo-
caust einzubinden, ohne die Spezifika der
1990er-Jahre zu übersehen. Deutlich wurde
zudem ein grundlegendes Problem: dass es
zumeist eine „westliche“ Brille ist, durch die
wir die Geschichte humanitärer Interventio-
nen wahrnehmen.

Wie sich diese – und andere – Überlegun-
gen im geplanten Sammelband niederschla-
gen, darf mit Spannung erwartet werden.
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